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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgy-
an, Katharina Schulze, Christine Kamm, Kerstin 
Celina, Dr. Sepp Dürr, Markus Ganserer, Ulrich 
Leiner, Dr. Christian Magerl, Jürgen Mistol, Tho-
mas Mütze, Gisela Sengl, Rosi Steinberger, Clau-
dia Stamm, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Flüchtlinge menschenwürdig behandeln – Bargeld 
statt Essenspakete 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, zukünftig voll-
ständig auf die Versorgung von Asylbewerbern und 
geduldeten Flüchtlingen mit Essenspaketen zu ver-
zichten. Stattdessen wird der Bedarf an Nahrungsmit-
teln künftig durch eine Geldleistung abgedeckt. Hierzu 
werden die Bezirksregierungen von der Staatsregie-
rung angewiesen, künftig den in § 3 Asylbewerberleis-
tungsgesetz normierten Bedarf an Ernährung unab-
hängig vom Status des Asylbewerbers als Geldleis-
tung zu erbringen.  

 

 

Begründung: 

Mit einem Schreiben vom 8. Juli 2013 hat die Staats-
regierung die Bezirksregierungen gebeten, künftig bei 
der Essensversorgung von Asylbewerbern flexibler zu 
verfahren. Als Alternative zur Versorgung mit Essens-
paketen, soll im Einzelfall auch auf Gutscheine, ein 
Shopsystem oder Bargeld zurückgegriffen werden. 
Vor allem bei Asylbewerbern, die eine Auszugsbe-
rechtigung aus der Gemeinschaftsunterkunft erhalten, 
soll vom Vorrang der Sachleistungsgewährung abge-
wichen werden. Diese Vollzugshinweise des Staats-
ministeriums für Arbeit, Sozialordnung, Familie und 
Frauen zum Sachleistungsvorrang nach § 3 AsylbLG 
führen zu einer Ungleichbehandlung von Asylbewer-
bern. Die Abdeckung des Nahrungsbedarfs wird ab-
hängig vom Status der Asylbewerber und von den 
Vorgaben der jeweiligen Bezirksregierung. 

Wir fordern stattdessen eine Gleichbehandlung aller 
Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG durch einen 
vollständigen Verzicht auf die Versorgung mit Essens-
paketen und eine einheitliche Bedarfsdeckung über 
eine Geldleistung. Die Versorgung über Essenspakte 
beinhaltet eine unzumutbare Entmündigung und Be-
vormundung von Asylbewerbern. Flüchtlinge müssen 
die Möglichkeit haben, ihre Nahrungsmittel selber ein-
zukaufen und selbständig darüber zu entscheiden, 
was sie essen wollen. Sollte es in kleinen Gemeinden 
keine fußläufig erreichbare Einkaufsmöglichkeit ge-
ben, kann die Versorgung auch über einen mobilen 
Einkaufsservice erfolgen, der an ein oder zwei Tagen 
pro Woche an der Unterkunft Nahrungsmittel und Gü-
ter des täglichen Bedarfs anbietet. 

Die jetzt für die Bayernkaserne in München angekün-
digte Essensversorgung über eine Kantine ist keine 
Alternative zu den Essenspaketen. Den Bewohnern 
wird so die Möglichkeit genommen, ihr Essen selber 
nach ihren eigenen kulturellen Vorlieben und persönli-
chen Wünschen zuzubereiten. Auch die ebenfalls vor-
gesehene Versorgung über Wertgutscheine ist mit ei-
ner unnötigen Stigmatisierung der Betroffenen ver-
bunden. Außerdem schaffen Wertgutscheine einen 
überflüssigen bürokratischen und personellen Auf-
wand für die Vollzugsbehörden. Die zuständigen 
Kommunalverwaltungen müssten mit jedem Einzel-
händler eine separate Vereinbarung über die Aner-
kennung von Wertgutscheinen abschließen und jeden 
Einkauf individuell abrechnen. Hierdurch entstünde 
ein erheblicher Verwaltungs- und Personalaufwand.  

Nur die Bargeldvariante stärkt die Selbstverantwor-
tung der Asylbewerber und minimiert gleichzeitig den 
Verwaltungsaufwand. Sie sollte deshalb den Bezirks-
regierungen als einheitliche Praxis zur Deckung des 
Ernährungsbedarfs vorgegeben werden. Der in  
§ 3 AsylbLG vorgesehene Vorrang des Sachleistungs-
prinzips wird dadurch gewahrt, dass der Bedarf an 
Unterkunft, Kleidung und Heizung auch künftig als 
Sachleistung gewährt wird. 



 

17. Wahlperiode 26.11.2013 Drucksache 17/148 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter 
www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur 
Verfügung. 

 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/48 

Flüchtlinge menschenwürdig behandeln - Bargeld statt Essens-
pakete 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Christine Kamm 
Mitberichterstatter: Martin Neumeyer 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend, Familie und Integration federführend zugewiesen. Der 
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den An-
trag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner  
2. Sitzung am 14. November 2013 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 3. Sitzung am 26. November 2013 mitberaten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgyan, Katharina Schulze, 
Christine Kamm, Kerstin Celina, Dr. Sepp Dürr, Markus Ganserer, 
Ulrich Leiner, Dr. Christian Magerl, Jürgen Mistol, Thomas Mütze, 
Gisela Sengl, Rosi Steinberger, Claudia Stamm, Martin Stümpfig 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/48, 17/148 

Flüchtlinge menschenwürdig behandeln – Bargeld statt Essens-
pakete 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abstimmung

über einen Verordnungsentwurf und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage)

Ausgenommen von der Abstimmung ist die Listennummer 2, die einzeln beraten wer-

den soll.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen zum Verordnungsentwurf und zu den übrigen Anträgen verweise ich auf die

Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. dem jeweiligen Abstim-

mungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist,

den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, der

FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Ich

sehe keine. Enthaltungen? – Auch nicht. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung über einen 
Verordnungsentwurf und der nicht einzeln zu beratenden Anträge zu Grunde 
gelegt wurden gem. § 59 Absatz 7 (Tagesordnungspunkt 4)  
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 
 

1. Antrag der Staatsregierung 
auf Zustimmung gemäß Art. 21 Abs. 2 Satz 4 des Denkmalschutzgesetzes zum 
Entwurf einer Zwölften Verordnung über den Entschädigungsfonds nach dem 
Denkmalschutzgesetz 
Drs. 17/43, 17/235 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z  Z 

 

2. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Günther Felbinger u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Garantie für Lehrerstellen: Demografische Rendite muss im Schulsystem bleiben 
Drs. 17/20, 17/176 (A) 
 
der Dringlichkeitsantrag wird gesondert beraten 
 

3. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Flüchtlinge menschenwürdig unterbringen – Sofortige Einrichtung zusätzlicher 
Erstaufnahmeeinrichtungen für Bayern 
Drs. 17/47, 17/147 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z  Z 
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4. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Gehring 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Flüchtlinge menschenwürdig behandeln – Bargeld statt Essenspakete 
Drs. 17/48, 17/148 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z ENTH  Z 

 

5. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge sofort aus der Bayernkaserne in München 
in Jugendhilfeeinrichtungen verlegen – zusätzliche Plätze in der Clearingstelle für 
minderjährige Flüchtlinge schaffen! 
Drs. 17/54, 17/149 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z  Z 

 

6. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Gehring 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bericht über die Ergebnisse der repräsentativen Umfrage unter bayerischen 
Pflegekräften zur Pflegekammer vorlegen! 
Drs. 17/53, 17/189 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z  Z 

 

7. Antrag der Abgeordneten Kathrin Sonnenholzner, Ruth Müller,  
Kathi Petersen u.a. SPD 
Pflegenotstand in Bayern 
Drs. 17/86, 17/190 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z  Z 
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8. Antrag der Abgeordneten Kathrin Sonnenholzner, Ruth Müller,  
Kathi Petersen u.a. SPD 
Befragung zur Einrichtung einer Pflegekammer in Bayern 
Drs. 17/87, 17/191 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z  Z 

 

9. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Repräsentative Umfrage zur Errichtung einer Pflegekammer – wo sind die 
Ergebnisse? 
Drs. 17/91, 17/192 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 
CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z  Z 

 

10. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Mütze 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
BayernLB: Rückzahlungen sicher? Landtag informieren! 
Drs. 17/123, 17/173 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen  

der den Antrag für erledigt erklärt hat 

11. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a. 
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Neue Turbulenzen bei der Landesbank - Sachstandsbericht 
Drs. 17/144, 17/174 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat  

12. Antrag der Abgeordneten Volkmar Halbleib, Harald Güller, Günther Knoblauch 
u.a. SPD 
Risiken bei der BayernLB und Kosten für den Staatshaushalt 
Drs. 17/159, 17/175 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat 
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13. Antrag der Abgeordneten Dr. Franz Rieger, Walter Taubeneder,  
Alex Dorow u.a. CSU, 
Dr. Linus Förster, Susann Biedefeld, Hans-Ulrich Pfaffmann u.a. SPD, 
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Christine Kamm, Jürgen Mistol BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Subsidiarität – Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem  
in Bezug auf eine Standard-Mehrwertsteuererklärung  
(BR-Drs. 735/13) 
Drs. 17/120, 17/121 (E)  

Es wurde nicht beantragt, die Angelegenheit der Vollversammlung 
vorzulegen. 

Die Eilentscheidung (Beschluss) des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen  
vom 26. November 2013 gemäß § 151 GeschO ist somit endgültig.  
(Drs. 17/122). 

Ein Plenarbeschluss ist nicht mehr erforderlich. 
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